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Geſetz-Sammlung 
für die a 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 40. 


(Nr. 3192.) Verordnung zur Ausfuͤhrung der Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe. 
Vom 26. November 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 
thun kund und fügen hiemit zu wiffen: 

Nachdem unterm 26. Mai d. J. zwiſchen den Regierungen von Preu— 
ßen, Sachſen und Hannover ein von denſelben den uͤbrigen deutſchen Regie— 
rungen vorzulegender Entwurf eines Geſetzes uͤber die Wahlen der Abgeord— 
neten zum Volkshauſe feſtgeſtellt worden iſt, welcher lautet: 


FH. 1: 
Waͤhler iſt jeder ſelbſtſtaͤndige unbeſcholtene Deutſche, welcher das 
25ſte Lebensjahr zuruͤckgelegt hat. 


H. 2. 
Als ſelbſtſtaͤndig iſt Derjenige anzuſehen, welcher an den Gemeinde— 
wahlen ſeines Wohnortes Theil zu nehmen berechtigt iſt und irgend 
eine direkte Staatsſteuer zahlt. ö 


§. 3. 
Von der Berechtigung zum Waͤhlen ſind ausgeſchloſſen: 

1) Perſonen, welche unter Vormundſchaft oder Kuratel ſtehen; 

2) Perſonen, uͤber deren Vermoͤgen Konkurs oder Fallitzuſtand ge— 
richtlich eroͤffnet worden iſt, bis dahin, daß ſie ihre Kreditoren 
befriedigt haben; . 

3) Perſonen, welche eine Armenunterſtuͤtzung aus oͤffentlichen oder 
Gemeindemitteln beziehen oder im letzten der Wahl vorhergegan— 
genen Jahre bezogen haben. n 


Jahrgang 1849. (Nr. 3192.) 67 K. 5. 
Ausgegeben zu Berlin den 3. Dezember 1849. 


5 


64.4 
Als beſcholten find von der Berechtigung zum Wählen diejenigen 
Perſonen ausgeſchloſſen, denen durch rechtskraͤftiges Erkenntniß nach den 
Geſetzen des Einzelſtaates, wo das Urtheil erging, entweder unmittelbar 
oder mittelbar der Vollgenuß der ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte entzogen iſt, 
ſofern ſie in dieſe Rechte nicht wieder eingeſetzt worden ſind. | 


§. 5. 

Des Rechts zu wahlen ſoll, unbeſchadet der ſonſt verwirkten 
Strafen, für eine Zeit von vier bis zwölf Jahren durch ſtrafgerichtliches Er⸗ 
kenntniß verluſtig erklaͤrt werden, wer bei den Wahlen Stimmen erkauft 
oder mehr als ein Mal bei der für einen und denſelben Zweck beftimm- 
ten Wahl ſeine Stimme abgegeben oder zur Einwirkung auf die Wahl 
uͤberhaupt geſetzlich unzulaͤſſige Mittel angewendet hat. 


$. 6. 
Waͤhlbar zum Abgeordneten des Volkshauſes iſt jeder unbeſchol⸗ 
tene Deutſche, welcher das 30ſte Lebensjahr zurückgelegt und ſeit minde- 
ſtens drei Jahren einem deutſchen Staate angehoͤrt hat. 


8 

Perſonen, die ein ‚öffentliches Amt bekleiden, beduͤrfen zum Ein⸗ 

tritt in das Volkshaus keines Urlaubs, haben aber die Koſten ihrer 
amtlichen Stellvertretung zu tragen. 


H. 8. 
In jedem Einzelſtaate ſind Wahlkreiſe von je 100,000 Seelen 
der nach der letzten Volkszaͤhlung vorhandenen Bevoͤlkerung zu bilden. 


H. 9. 

Ergiebt ſich in einem Einzelſtaate bei der Bildung der Wahlkreiſe 
ein Ueberſchuß von wenigſtens 50,000 Seelen, ſo iſt hierfür ein befon- 
derer Wahlkreis zu bilden. 

Ein Ueberſchuß von weniger als 50,000 Seelen iſt unter die an— 
deren Wahlkreiſe des Einzelſtaates verhaͤltnißmaͤßig zu vertheilen. 


$. 10. 
Kleinere Staaten mit einer Bevoͤlkerung von wenigſtens 50,000 
Seelen bilden einen Wahlkreis. 
Dieſen ſoll die Stadt Luͤbeck gleichgeſtellt werden. 
Diejenigen Staaten, welche keine Bevoͤlkerung von 50,000 Seelen 
haben, werden mit anderen Staaten nach Maaßgabe der Reichswahl— 
Matrikel zur Bildung von Wahlkreiſen zuſammengelegt. 


H. 11. 
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$. 11. 


Die Wahl iſt indirekt. Die Urwähler waͤhlen Wahlmaͤnner und 
dieſe waͤhlen den Abgeordneten. 


H. 12. 
Die Wahlkreiſe zerfallen in Wahlbezirke behufs der Wahl der 
Wahlmaͤnner. 
$. 13. 


Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausuͤben will, muß in 
demſelben zur Zeit der Wahl und ſeit mindeſtens drei Jahren ſeinen feſten 
Wohnſitz haben und heimathsberechtigt fein. Er muß außerdem auf Erfor⸗ 
dern nachweiſen, daß er mit der letzten Rate der von ihm zu zahlenden 
direkten Staatsſteuer nicht im Ruͤckſtande iſt. 

Der Standort der Soldaten und Militaͤrperſonen des ſtehenden 
Heeres gilt als Wohnſitz und berechtigt zur Wahl ohne Ruͤckſicht auf 
Heimathsberechtigung und Dauer des Wohnſites. In den Staaten, wo 
Landwehr beſteht, tritt für dieſe dahin eine Ausnahme ein, daß Land— 
wehrpflichtige, welche ſich zur Zeit der Wahlen unter den Fahnen be— 
finden, an dem Orte ihres Aufenthalts fuͤr ihren Heimathsbezirk waͤhlen. 
Die naͤheren Anordnungen zur Ausfuͤhrung dieſer Beſtimmungen bleiben 
den Regierungen der Einzelſtaaten uͤberlaſſen. 


§. 14. 


Die Waͤhler werden behufs der Wahl der Wahlmaͤnner in 3 
Abtheilungen getheilt. Jede Abtheilung waͤhlt ein Drittheil der zu waͤh— 
lenden Wahlmaͤnner. 

§. 16. 

Die Bildung der Abtheilungen erfolgt nach Maaßgabe der von den 
Waͤhlern zu entrichtenden direkten Staatsſteuern, und zwar in der Art, 
daß auf jede Abtheilung ein Drittheil der Geſammtſumme der Steuer— 
beträge aller Waͤhler fallt. Dieſe Geſammtſumme wird berechnet: 

a) gemeindeweiſe, falls die Gemeinde einen Bezirk fuͤr ſich bildet oder 
in mehrere Bezirke getheilt iſt; 
b) bezirksweiſe, falls der Bezirk aus mehreren Gemeinden zuſammen— 

geſetzt iſt. ö 

er Regierungen der Einzelſtaaten bleibt es uͤberlaſſen, für die- 
jenigen Gemeinden oder Bezirke, in welchen keine oder nicht alle land— 
uͤblichen direkten Steuern zur Hebung kommen, der ausfallenden Steuer, 
behufs Feſtſtellung der Wahlberechtigung und der Abtheilung, eine andere 
zu ſubſtituiren. 


H. 16. 


Die erſte Abtheilung beſteht aus denjenigen Waͤhlern, auf welche 
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die hoͤchſten Steuerbetraͤge bis zum Belaufe eines Drittheils der Geſammt— 
ſteuer fallen. 

Die zweite Abtheilung beſteht aus denjenigen Waͤhlern, auf welche 
die naͤchſt niedrigeren Steuerbetraͤge bis zur Graͤnze des zweiten Drit— 
theils fallen. a 

Die dritte Abtheilung endlich beſteht aus den am niedrigſten be- 
ſteuerten Waͤhlern, auf welche das letzte Drittheil faͤllt. » 


SAT, 


In jedem Bezirke iſt ein Verzeichniß der ſtimmberechtigten Waͤh— 
ler (Waͤhlerliſte) mit Angabe des Steuerbetrages bei den einzelnen Na— 
men aufzuſtellen. Dieſe Liſten find ſpaͤteſtens 4 Wochen vor dem zur 
Wahl beſtimmten Tage zu Jedermanns Einſicht auszulegen und dies 
oͤffentlich bekannt zu machen. 

Einſprachen gegen die Liſten find binnen acht Tagen nach oͤffent— 
licher Bekanntmachung bei der Behoͤrde, welche die Bekanntmachung 
erlaſſen hat, anzubringen und innerhalb der naͤchſten 14 Tage zu erle— 
digen, worauf die Liſten geſchloſſen werden. Nur diejenigen ſind zur 
fab n an der Wahl berechtigt, welche in die Liſten aufgenommen 
ind. ö 

$. 18. 


Aus den Waͤhlerliſten iſt für jede Gemeinde oder Bezirk (H. 15.) 
eine Abtheilungsliſte anzufertigen, wegen deren Berichtigung die Vor— 
ſchriften des vorhergehenden Paragraphen Platz greifen. 


$. 19. 


Bei der Wahlhandlung ſind Gemeindemitglieder zuzuziehen, welche 
kein Staats- oder Gemeindeamt bekleiden. 


$. 20. 


Die Wahlen erfolgen abtheilungsweiſe durch offene Stimmgebung 
zu Protokoll nach abſoluter Mehrheit. 


SAT, 


Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung keine abfolute Stimmen: 
mehrheit, ſo findet die engere Wahl ſtatt. 


H. 22. 
Die gewaͤhlten Wahlmaͤnner treten zur Wahl des Abgeordneten 
zuſammen. 
§. 23. 


Die Wahlmaͤnner wählen durch offene Stimmgebung zu Proto⸗ 
koll nach abſoluter Mehrheit. Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung 
eine ſolche nicht, ſo findet die engere Wahl ſtatt. z 

er 


1 


Der Tag der Wahlen wird fuͤr das geſammte Reich ein und der⸗ 
ſelbe ſein. 

Die Wahlen, welche ſpaͤter erforderlich werden, ſind von den Re— 
gierungen der Einzelſtaaten auszuſchreiben. 


$. 24. 

Die Wahlkreiſe und Wahlbezirke, die Wahldirektoren und das 
Wahlverfahren, in ſoweit dieſes nicht durch das gegenwaͤrtige Geſetz 
feſtgeſtellt worden iſt, werden von den Regierungen der Einzelſtaaten 
beſtimmt. 

und nachdem die Regierungen des 
1) Großherzogthums Baden, 
2) Kurfürftenthums Heſſen, 
3) Großherzogthums Heſſen, 
4) - Sachſen-Weimar, 


3) . Mecklenburg⸗Schwerin, 
6) 8 Mecklenburg-Strelitz, 
7 5 Oldenburg, 

8) Herzogthums Naſſau, 

9) - Braunſchweig, 

10), - Sachſen-Koburg-Gotha, 
11) . Meiningen, 

12) = s Altenburg, 

13) : Anhalt-Deßau, 

14) : - Köthen, 

15) : Bernburg, 

16) Fuͤrſtenthums Schwarzburg-Rudolſtadt, 
17) = E Sondershauſen, 
18) . Schaumburg-Lippe, 

19) . Lippe: Detmold, 

20) : Reuß aͤltere Linie, 

21) . = jüngere Linie, 


22) der freien Stadt Luͤbeck, 

3 u a Bremen, 

„ Hamburg, 
ihren Beitritt zum Buͤndniſſe vom 26. Mai d. J. erklaͤrt haben, auch be⸗ 
ſchloſſen worden iſt, die Wahlen zu einem behufs der Berathung und Ver— 
einbarung des Verfaſſungswerkes zu berufenden deutſchen Parlamente am 31. 
Januar 1850. ſtatt finden zu laſſen; ER 

Verordnen Wir zur Ausführung der Wahlen für das Volkshaus dieſes 
deutſchen Parlamentes, fuͤr die zum bisherigen deutſchen Bunde gehoͤrigen 
Theile der Monarchie, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 

$ 1. 

Die Abgeordneten zum Volkshauſe werden von Wahlmaͤnnern in 
Wahlkreiſen, die Wahlmaͤnner von den Waͤhlern in Wahlbezirken 
gewaͤhlt. 

(Nr. 3199.) 5 H. 2. 
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§. 2. 
Die Zahl der in jeder Provinz zu waͤhlenden Abgeordneten weiſt das 
7 Verzeichniß nach. 


ER 

Die Bildung der Wahlkreiſe ift, nach Maaßgabe der durch die letzte 
Volkszählung ermittelten Bevoͤlkerung, von den Ober-Praͤſidenten dergeſtalt zu 
bewirken, daß in jedem Wahlkreiſe Ein Abgeordneter gewaͤhlt wird. 


F. 4. 
Auf jede Vollzahl von 500 Seelen iſt Ein Wahlmann zu waͤhlen. 


$ 3. 

Behufs der Wahl der Wahlmaͤnner werden Gemeinden unter 1500 
Seelen, ſowie nicht zu einer Gemeinde gehoͤrende bewohnte Beſitzungen, von 
dem Landrathe mit einer oder mehreren benachbarten Gemeinden zu Einem 
Wahl-Bezirke vereinigt. 

Gemeinden von 3500 oder mehr als 3500 Seelen werden von der Ge— 
meinde-Verwaltungsbehoͤrde in mehrere Wahlbezirke getheilt. 


$. 6. 
Die Wahlbezirke find fo zu bilden, daß hoͤchſtens ſechs Wahlmaͤnner darin 
zu waͤhlen ſind, und moͤglichſt ſo einzurichten, daß die Zahl der in einem jeden 
derſelben zu waͤhlenden Wahlmaͤnner durch 3 theilbar ift. ü 


. 


Waͤhler zum Volkshauſe iſt jeder unbeſcholtene Preuße, welcher 

1) das 25ſte Lebensjahr zuruͤckgelegt, 

2) einen eigenen Hausſtand hat, 

3) in der Gemeinde oder, falls ein Wahlbezirk aus mehreren Gemeinden 
beſteht, im Wahlbezirke ſeit drei Jahren ſeinen feſten Wohnſitz hat und 
heimathsberechtigt iſt, 

4) ſeit einem Jahre zu den direkten Staats- und Gemeindeabgaben beige— 
tragen hat, und 

5) auf Erfordern nachweiſen kann, daß er mit der letzten Rate der von 
ihm zu zahlenden direkten Staatsſteuer nicht im Ruͤckſtande iſt. 


$ 8. 


Von der Berechtigung zum Waͤhlen ſind ausgeſchloſſen: 

1) Perſonen, welche unter Vormundſchaft oder Kuratel ſtehen, 

2) Perſonen, über deren Vermoͤgen Konkurs oder Fallitzuſtand gericht⸗ 
bab eroͤffnet worden iſt, bis dahin, daß ſie ihre Kreditoren befriedigt 
aben, 

3) Perſonen, welche eine Armenunterſtuͤtzung aus öffentlichen oder Ge⸗ 
meindemitteln beziehen oder im letzten der Wahl vorhergegangenen Jahre 
bezogen haben. 9 0 
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H. 9. 


Als beſcholten find von der Berechtigung zum Wählen diejenigen 
Perſonen ausgeſchloſſen, denen durch rechtskraͤftiges Erkenntniß der Vollgenuß 
der ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte entzogen iſt, ſofern ſie in dieſe Rechte nicht wieder 
eingeſetzt worden ſind. N 

$. 10. 


Der Standort der Militairperſonen des ſtehenden Heeres und der Stamm⸗ 
mannſchaften der Landwehr gilt als Wohnſitz und berechtigt zur Wahl, ohne 
Ruͤckſicht auf Heimathsberechtigung und Dauer des Wohnſitzes ($. 7. Nr. 3.). 
Landwehrpflichtige, welche zur Zeit der Wahlen zum Dienſte einberufen ſind, 
waͤhlen an dem Orte ihres Aufenthaltes fuͤr ihren heimathlichen Wahlbezirk. 


$. 11. 


Wo keine direkte Gemeinde-Abgabe erhoben wird, genuͤgt zur Erfüllung 
der Bedingung K. 7. add 4. die Betheiligung an der Zahlung der Klaſſen- oder 
klaſſifizirten Steuer (F. 15.). Wo keine Klaffen oder Flaffifizirte Steuer, wohl 
aber direkte Gemeindeſteuer gezahlt wird, genuͤgt die Betheiligung an der letz⸗ 
teren. Wo weder die eine noch die andere zur Hebung kommt, muß behufs 
Feſtſtellung der Berechtigung zur Wahl von der Gemeindeverwaltung nach den 
Grundſaͤtzen der Klaſſenſteuer-Veranlagung ermittelt werden, wer zur Klaffen- 
ſteuer heranzuziehen ſein wuͤrde, wenn eine ſolche zur Hebung kaͤme. 


H. 12. 


So lange der Grundſatz wegen Aufhebung der Abgabenbefreiungen in 
Bezug auf die Klaſſenſteuer und direkte Gemeindeſteuer noch nicht durchgefuͤhrt 
iſt, ſind die zur Zeit noch befreiten Perſonen aus dieſem Grunde von der Wahl 
nicht auszuſchließen. 2 


Die Wähler werden behufs der Wahl der Wahlmaͤnner in drei Ab— 

theilungen getheilt. 
§. 14. 

Die Bildung der Abtheilungen erfolgt nach Maaßgabe der von den Waͤh— 
lern zu entrichtenden direkten Staatsſteuern (Klaſſenſteuer, Grundſteuer, Ge— 
werbeſteuer), und zwar in der Art, daß auf jede Abtheilung ein Drittheil der 
Geſammtſumme der Steuerbetraͤge aller Waͤhler faͤllt. 

Dieſe Geſammtſumme wird berechnet ö 

a) gemeindeweiſe, falls die Gemeinde einen Wahlbezirk für ſich bildet 
oder in mehrere Wahlbezirke zerfällt, 5 
b) bezirksweiſe, falls der Wahlbezirk aus mehreren Gemeinden zuſam— 
mengeſetzt iſt. 
$. 15. 


Zum Zwecke der Abtheilungsbildung tritt da, wo keine Klaſſen⸗ 
ſteuer erhoben wird, fuͤr dieſelbe zunaͤchſt die etwa in Gemaͤßheit der Verord— 
(Nr. 3192.) nung 
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. vom 4. April 1848. anſtatt der indirekten eingeführte direkte Staats— 
euer ein. 

Wo weder Klaſſenſteuer noch klaſſifizirte Steuer auf Grund der Ver⸗ 
ordnung vom 4. April 1848. erhoben wird, tritt an Stelle derſelben die in der 
Gemeinde zur Hebung kommende direkte Gemeindeſteuer. 

Wo auch eine ſolche ausnahmsweiſe nicht beſteht, muß von der Gemeinde— 
Verwaltung nach den Grundſaͤtzen der Klaſſenſteuer Veranlagung eine unge— 
faͤhre Einſchaͤtzung bewirkt und der Betrag ausgeworfen werden, welchen jeder 
Waͤhler danach als Klaſſenſteuer zu zahlen haben wuͤrde. 

Die Gewerbeſteuer, welche von einer Handelsgeſellſchaft entrichtet wird, 
iſt, behufs Beſtimmung, in welche Abtheilung die Geſellſchafter gehoͤren, zu 
gleichen Theilen auf dieſelben zu repartiren. 


H. 16. 


Die erſte Abtheilung beſteht aus denjenigen Waͤhlern, auf welche 
die hoͤchſten Steuerbetraͤge bis zum Belaufe eines Drittheils der Geſammt— 
ſteuer fallen. 

Die zweite Abtheilung beſteht aus denjenigen Waͤhlern, auf welche 
die naͤchſt niedrigeren Steuerbetraͤge bis zur Graͤnze des zweiten Drittheils fallen. 

Die dritte Abtheilung endlich beſteht aus den niedrigſt beſteuerten 
Waͤhlern, auf welche das letzte Drittheil faͤllt. 

8 
Die zur Zeit von der Klaſſenſteuer und direkten Gemeindeſteuer noch be— 


freiten Perſonen ($. 12.) find in diejenige Abtheilung aufzunehmen, welcher fie 
angehören würden, wenn die Befreiungen bereits aufgehoben wären. 


$. 18. 


Jeder Waͤhler darf nur in Einer Abtheilung wählen, auch dann, wenn 
er mehr als ein Drittheil der Geſammtſteuer zahlt. 

In die erſte Abtheilung gehoͤrt auch derjenige, deſſen Steuerbetrag nur 
theilweiſe in das erſte Drittheil faͤllt. Die uͤbrigen Waͤhler bilden die zweite 
und dritte Abtheilung; die zweite reicht bis zur Halfte der Geſammtſteuer die— 
ſer Waͤhler. 


§. 19. 


Jede Abtheilung wählt ein Drittheil der zu waͤhlenden Wahlmaͤnner. 

Iſt die Zahl der in einem Wahlbezirk zu waͤhlenden Wahlmaͤnner nicht 
durch 3 theilbar, fo iſt, wenn nur Cin Wahlmann uͤbrig bleibt, dieſer von der 
zweiten Abtheilung zu waͤhlen. Bleiben zwei Wahlmaͤnner uͤbrig, ſo waͤhlt die 
erſte Abtheilung den einen und die dritte Abtheilung den andern. 


$. 20. 
i Die im H. 5. für Gemeinden von 3500 oder mehr als 3500 Seelen 
vorgeſchriebene Bildung von Wahl-Bezirken kann, ſofern es den Verhaͤltniſſen 


angemeſſen erſcheint, in der Art vorgenommen werden, daß die Waͤhler der 
ein⸗ 
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einzelnen Abtheilungen in beſondere, von den Wahlbezirken der übrigen Abthei— 
lungen unabhaͤngige Wahlbezirke getheilt werden. 

Eine ſolche Eintheilung der Waͤhler kann ſowohl in Bezug auf ſaͤmmt— 
liche, als auf einzelne Abtheilungen ſtattfinden. 

In keinem Falle duͤrfen in einem dieſer Wahlbezirke mehr als zwei 
Wahlmaͤnner gewaͤhlt werden. 


§. 21. 
In jeder Gemeinde iſt ſofort ein Verzeichniß der ſtimmberechtigten Waͤh⸗ 


ler (Waͤhlerliſte) mit Angabe des Steuerbetrages aufzuſtellen, welcher auf jeden 
einzelnen Waͤhler faͤllt. 
§. 22. 

Von Amtswegen werden nur diejenigen Steuerbetraͤge bei jedem Waͤh⸗ 
ler in der Liſte angegeben, welche er beziehungsweiſe in der Gemeinde oder im 
Wahlbezirke zahlt. (F. 14.) Wer auch die anderswo von ihm zu zahlenden 
Steuerbetraͤge aufgenommen wiſſen will, muß dieſelben der Behoͤrde, welche 
die Waͤhlerliſte aufſtellt, rechtzeitig und ſpaͤteſtens innerhalb der Reklamations— 
friſt gegen die Lifte ($. 23.) glaubwuͤrdig nachweiſen, widrigenfalls es bei dem 
Anſatze der Behoͤrde bewendet. 

$. 23. 

Die Waͤhlerliſte iſt zu Jedermanns Einſicht auszulegen, und daß dies 
geſchehen, in ortsuͤblicher Weiſe bekannt zu machen. 

Einſprachen gegen die Liſte ſind binnen 8 Tagen nach oͤffentlicher Be— 
kanntmachung bei der Ortsbehoͤrde oder dem von derſelben dazu ernannten 
Kommiſſar oder der dazu niedergeſetzten Kommiſſion ſchriftlich anzuzeigen oder 
zu Protokoll zu geben. 

Die Entſcheidung daruͤber ſteht in den Staͤdten der Gemeinde-Verwal— 
tungsbehoͤrde, auf dem Lande dem Landrathe zu und muß innerhalb der naͤch— 
ſten 14 Tage erfolgen, worauf die Liſten geſchloſſen werden. 

Nur diejenigen ſind zur Theilnahme an der Wahl berechtigt, welche in 
die Liſte aufgenommen ſind. 22 


Aus den Waͤhlerliſten iſt für jede Gemeinde (F. 14. a.) oder jeden 
Wahlbezirk (F. 14. b.) eine Abtheilungsliſte anzufertigen und von derjenigen 
Behoͤrde feſtzuſtellen, welche die Wahlbezirke einrichtet. (§. 5.) i 

Eben dieſe Behörde hat das Lokal oder die Lokale, in welchen die Ab— 
theilungsliſten öffentlich auszulegen find, zu beſtimmen. 


$. 25. 


Die Abtheilungsliſten muͤſſen innerhalb 8 Tagen nach dem Schluſſe der 
Waͤhlerliſten aufgeſtellt und dann ſofort ausgelegt werden. 
Einſprachen gegen die Abtheilungsliſten find binnen 3 Tagen nach oͤf— 
fentlicher Bekanntmachung ſchriftlich anzubringen oder zu Protokoll zu geben. 
Die Entſcheidung Ara ſteht auf dem Lande dem Landrathe, in den 
Jahrgang 1849. (Nr. 3192.) 68 Staͤd⸗ 


8 Zu 


Städten der Gemeinde-Verwaltungsbehoͤrde zu und muß innerhalb der näch- 
ſten 8 Tage erfolgen, worauf die Liſten geſchloſſen werden. 


H. 20. 


Der Tag der Wahl der Wahlmaͤnner iſt von dem Miniſter des Innern 

feſtzuſetzen. 
$. 27. 

Fuͤr jeden Wahlbezirk wird von derjenigen Behörde, welche die Wahl— 
bezirke beſtimmt, ein Wahlvorſteher, der die Wahl zu leiten hat, ſowie ein 
Stellvertreter deſſelben fuͤr Verhinderungsfaͤlle ernannt. 

Der Wahlvorſteher ernennt aus der Zahl der Waͤhler des Wahlbezirks 
einen Protofollführer, ſowie 1 bis 6 Beiſitzer. Die Beiſitzer muͤſſen Gemeinde— 
mitglieder ſein und duͤrfen kein Staats⸗ oder Gemeindeamt bekleiden. Wahl⸗ 
vorſteher, Protokollfuͤhrer und Beiſitzer bilden den Wahl vorſtand. 

Der Wahlvorſteher verpflichtet den Protokollfuͤhrer und die Beiſitzer mit⸗ 
telſt Handſchlages an Eidesſtatt. 


H. 28. 

In Wahlbezirken, welche aus mehreren Gemeinden beſtehen, kann der 
Wahlvorſteher, je nach der Oertlichkeit und dem Beduͤrfniß, von einer Wahl- 
verſammlung fuͤr den ganzen Bezirk abſehen und Wahlverſammlungen fuͤr einen 
Theil deſſelben oder fuͤr jede einzelne Gemeinde anſetzen. 

H. 29. 


Die Waͤhler ſind zur Wahl durch ortsuͤbliche Bekanntmachung zu be- 
rufen. 


$. 30. 

In der Wahlverſammlung dürfen weder Diskuſſionen ſtattfinden, noch 
Beſchluͤſſe gefaßt werden. 

Wahlſtimmen unter Proteſt oder Vorbehalt abgegeben, ſind unguͤltig. 

$. 31. 

Die Wahlen erfolgen abtheilungsweiſe durch offene Stimmgebung zu 
Protokoll, nach abſoluter Stimmenmehrheit und nach den Vorſchriften des 
Reglements (F. 43). 

H. 32. 

Die Wahlmänner werden in jeder Abtheilung aus der Zahl der ſtimm— 
on Wähler des Wahlbezirks, ohne Ruͤckſicht auf die Abtheilung, ges 
waͤhlt. 


In Gemeinden, in welchen eine oder mehrere Abtheilungen in abgeſon⸗ 
derte Wahlbezirke getheilt find (H. 20.), werden in dieſen die Wahlmaͤnner 
1 aus der Zahl der ſtimmberechtigten Waͤhler der Gemeinde ge— 

t 


waͤhlt. 
F. 33. 
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$. 33. 


Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung keine abſolute Stimmenmehrheit, 
ſo findet die engere Wahl ſtatt. 


$. 34. 


Der gewählte Wahlmann muß ſich über die Annahme der Wahl erklaͤ— 
ren. Eine Annahme unter Proteſt oder Vorbehalt gilt als Ablehnung und 
zieht eine Erſatzwahl nach ſich. 


$. 35. 


Das Protokoll wird von dem Wahlvorſtande ($. 27.) unterzeichnet und 
dem Wahlkommiſſar fuͤr die Wahl des Abgeordneten eingereicht. 


$. 36. 

Mit Ausnahme des Falles der Aufloͤſung des Volkshauſes ſind die 
Wahlen der Wahlmaͤnner fuͤr die Zeit, bis das deutſche Parlament die Be— 
rathung des Verfaſſungswerkes beendigt haben wird, dergeſtalt guͤltig, daß bei 
einer erforderlich werdenden Erſatzwahl eines Abgeordneten nur an Stelle der— 
jenigen Wahlmaͤnner neue zu waͤhlen ſind, welche inzwiſchen durch Tod, Weg⸗ 
ziehen aus dem Wahlbezirk, beziehungsweiſe aus der Gemeinde, oder auf ſon— 
ſtige Weiſe ausgeſchieden ſind. 


$. 37. 


Der Oberpraͤſident ernennt den Wahlkommiſſar für jeden Wahl: 
kreis und beſtimmt den Wahlort. 


H. 38. 
Die Wahlen der Abgeordneten finden am 31. Januar 1850. ſtatt. 
$. 39. 


Der Wahlkommiſſar beruft die Wahlmaͤnner mittelſt ſchriftlicher Einla— 
dung zur Wahl des Abgeordneten. 

Er hat die Verhandlungen uͤber die Wahlen der Wahlmaͤnner nach den 
Vorſchriften dieſer e zu pruͤfen und, wenn er einzelne Wahlakte fuͤr 

unguͤltig erachten ſollte, der Verſammlung der Wahlmaͤnner ſeine Bedenken zur 

Entſcheidung vorzutragen. 5 

Nach Ausſchließung derjenigen Wahlmaͤnner, deren Wahl fuͤr unguͤltig 
erkannt iſt, ſchreitet die Verſammlung zum eigentlichen Wahlgeſchaͤfte. 

Außer der vorgedachten Eroͤrterung und Entſcheidung uͤber die etwa 
gegen einzelne Wahlakte erhobenen Bedenken dürfen in der Verſammlung 
weder Diskuſſionen ſtatt finden, noch Beſchluͤſſe gefaßt werden. 


H. 40. 
Die Wahl des Abgeordneten erfolgt durch offene Stimmgebung zu 


Protokoll. m a 
Der Protofollführer und die Beiſitzer werden von den Wahlmaͤnnern 


(Nr. 3192.) auf 
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auf den Vorſchlag des Wahlkommiſſarius gewaͤhlt und bilden mit dieſem den 
Wahlvorſtand. 

Die Wahlen erfolgen nach abſoluter Stimmenmehrheit. 

Wahlſtimmen unter Proteſt oder Vorbehalt abgegeben, ſind unguͤltig. 

Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung keine abſolute Majoritaͤt, ſo wird 
zu einer engeren Wahl gefchritten. 


§. 41. 


Waͤhlbar zum Abgeordneten des Volkshauſes iſt jeder unbeſcholtene 
Deutſche, welcher das 30ſte Lebensjahr zurückgelegt und ſeit mindeſtens drei 
Jahren einem derjenigen deutſchen Staaten angehoͤrt hat, von welchen das 
deutſche Parlament beſchickt wird. 


$. 42. 


Der gewaͤhlte 1 muß ſich uͤber die Annahme oder Ablehnung 
der auf ihn gefallenen Wahl binnen 8 Tagen nach Zuſtellung der Benachrich- 
tigung gegen den Wahlkommiſſarius erklaͤren. 

ine Annahme⸗Erklaͤrung unter Proteſt oder Vorbehalt gilt als Ableh- 
nung kund hat eine neue Wahl zur Folge. 


$. 43. 


Die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen naͤheren Beftim- 
mungen hat Unfer Staats- Miniſterium in einem zu erlaſſenen Reglement zu 
treffen. 

Urkundlich unter Unſerer hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 26. November 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


Verzeichniß 
der in jeder Provinz zu waͤhlenden Anzahl von Abgeordneten 
zum Volkshauſe. 


Preußen 25 
Men its -anln 11 
Brandenburg 21 
Pommern 12 
Schleſie nn 31 
ae 17 
Weſtphalen 14 
Rheinprovinz 27 


Summa... 158 


